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Vorwort 

Spätestens seit der WTO-Ministerkonferenz von Seattle im Dezember 1999 und 
den sie begleitenden Demonstrationen haben die Diskussionen über die Legitima-
tion des Rechts d.er WTO den akademischen Raum verlassen und werden auch in 
der politischen Öffentlichkeit geführt. Aus rechtswissenschaftlicher Sicht stellte 
sich die Legitimationsfrage schon vorher. Sie war und ist vor allem dann von Be-
deutung, wenn das GATI/WTO-Recht mit verfassungsrechtlichen Kategorien er-
faßt und bewertet wird, denn die Legitimation des Rechts ist zentrales Element jeder 
Verfassungsordnung. Die vorliegende Arbeit möchte vor diesem Hintergrund einer-
seits einen kritischen Beitrag zu den rechtswissenschaftliehen Diskussionen über 
die "Konstitutionalisierung" internationaler Rechtsordnungen am Beispiel der 
WTO bieten und andererseits einige grundsätzliche Anregungen zur durch die "auf-
gesetzte Fröhlichkeit neoliberaler Politik" (Habermas) dominierten politischen De-
batte über die WTO beisteuern. 

Die Arbeit wurde vom Fachbereich Rechtswissenschaft der Universität Harnburg 
im Sommersemester 2000 als Dissertation angenommen. Ich möchte mich an dieser 
Stelle herzlich bei den Menschen bedanken, ohne deren Hilfe diese Arbeit nicht 
möglich gewesen wäre. 

Mein Doktorvater, Prof. Dr. Helmut Rittstieg, hat mich durch Rat und Tat unter-
stützt und die Arbeit durch Anregungen und kritisches Nachfragen sehr gefördert. 
Dem Zweitgutachten von Prof. Dr. Meinhard Hilf habe ich hilfreiche und klärende 
Hinweise entnommen, die ich in der Druckfassung berücksichtigen konnte. Das 
Auswärtige Amt gewährte mir einen großzügigen Zu schuß zu den Druckkosten und 
die Universität Harnburg zu einer Forschungsreise an den Sitz der WTO in Genf. 

Prof. Dr. Thomas Bruha bot mir im Rahmen meiner Arbeit als sein wissenschaft-
licher Mitarbeiter Anreiz und Möglichkeit, mich mit europäischen und internationa-
len "Verfassungsfragen" zu befassen und gestattete mir so, wissenschaftliche Mit-
arbeit und Arbeit an der Dissertation sinnvoll zu verknüpfen. Unterstützung erfuhr 
ich auch durch die fruchtbare akademische Umgebung und die freundliche Atmo-
sphäre unter den Kolleginnen und Kollegen am Institut für Internationale Angele-
genheiten der Universität Hamburg. 

Wertvolle Erkenntnisse über die WTO-Praxis erhielt ich von meinen Interview-
und Gesprächspartnern in Bonn, Genf und Seattle: Peter Witt und Ulrich Schirmer 
aus dem Bundeswirtschaftsministerium, William J. Davey, Patrick Low, Frank Wol-
ter, Rudolf Adlung, Doaa Abdel Motaal und Ludger Schuknecht vom WTO-Sekre-
tariat, Botschafter Ali Mchumo (Tansania), die Delegationsmitglieder Joachim 



6 Vorwort 

Wülbers (Deutschland), Juan Victor Monfort (Europäische Kommission), Juan 
A. Marchetti (Argentinien) und Amr Ramadan (Ägypten), ferner John Abu, Han-
delsminister von Ghana, Mai:gari Bello Bouba, Handelsminister von Kamerun, 
Mare Rugenara, Handelsminister von Ruanda und Alhassane Ag Hamed Moussa, 
Nationaler Handelsdirektor von Mali. In Genf konnte ich auch ein erhellendes Ge-
spräch mit Prof. Dr. Emst-Ulrich Petersmann über die Theorie der Verfassungsfunk-
tionen des GATI/WTO-Rechts führen. 

In den freundschaftlichen Diskussionen mit den Mitgliedern der AG Handel des 
Forums Umwelt und Entwicklung, eines Zusammenschlusses deutscher Nichtregie-
rungsorganisationen, vor allem mit Peter Fuchs, Martina Schaub, Jürgen Knirsch, 
Peter Wahl und Michael Windfuhr, konnte ich manche Argumente dieser Arbeit te-
sten. Beim Verständnis der Konstitutionenökonomie erfuhr ich kollegiale Hilfe von 
Stefanie Schmid, Institut für Recht und Ökonomik der Universität Hamburg. 

Mein größter Dank gilt denjenigen Menschen, die mich während der Zeit an die-
ser Arbeit begleitet haben und die mir persönlich nahe und wichtig waren; am mei-
sten Sandra Birte Carlson. Ihr und meinen Eltern ist diese Arbeit gewidmet. 

Hamburg, im Januar 2001 Markus Krajewski 
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Einleitung 

Liberalized global markets alone cannot be expected 
to provide the public goods required to secure human rights worldwide 

Iet a/one to extend ir to a/1 those people 
which have hitherto been deprived of their benefits. 

Friedl Weiss and Paul de Waart, 
International Econornic Law with a Human Face 

I. Ausgangsüberlegungen 

Die Gründung der Welthandelsorganisation (World Trade Organization, WTO) 
und der Abschluß der Uruguay Runde des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom-
mens (General Agreement on Tariffs and Trade, GATT) am 15. April1994 waren 
Meilensteine der Liberalisierung des internationalen Handels mit Waren und Dienst-
leistungen. Sie waren das Resultat eines achtjährigen Verhandlungsprozesses, dessen 
Ergebnisse sich nachhaltig auf die Weltwirtschaft und auf die einzelnen nationalen 
Volkswirtschaften ausgewirkt haben und noch immer auswirken. Die Folgen können 
in vielen Bereichen noch nicht endgültig abgeschätzt und bewertet werden. Es zeigt 
sich jedoch bereits jetzt, daß die Ergebnisse der Uruguay Runde die verschiedenen 
Länder und Regionen unterschiedlich betreffen. Vereinfacht kann gesagt werden, 
daß die Industriestaaten und einige ostasiatische Länder aus volkswirtschaftlicher 
Sicht als "Gewinner" aus der Uruguay Runde hervorgegangen sind, während viele 
der am wenigsten entwickelten Länder, vor allem in Afrika, als ,,Verlierer" dastehen.1 

Ebenso unterschiedlich dürften die Auswirkungen der Liberalisierung auf die Ein-
kommensverteilung der verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen innerhalb der 
einzelnen Länder ausgefallen sein. Sowohl die Verhandlungen der Uruguay Runde 
als auch die Entwicklung der WTO wurden und werden maßgeblich von der Über-
zeugung geleitet, daß eine Liberalisierung der internationalen Waren-, Dienstlei-
stungs- und Kapitalmärkte zu Wirtschaftswachstum und Wohlstandsförderung füh-
ren wird. Die andauernd hohe Arbeitslosigkeit in den Industriestaaten, die größer 
werdende Kluft zwischen armen und reichen Bevölkerungsgruppen in vielen Staaten 
und nicht zuletzt die Währungs- und Finanzkrisen in Südostasien haben bereits be-
stehende Zweifel an dieser Grundüberzeugung allerdings stärker werden lassen. 

Diese Zweifel fanden lautstark Ausdruck in den Demonstrationen und Protest-
kundgebungen während der Dritten Ministerkonferenz der WTO in Seattle im De-

1 Watkins, Review of African Political Economy 59 (1994), S.60. 
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zember 1999. Fünf Jahre nach dem lnkrafttreten des Vertrags zur Gründung der 
wro sollte auf dieser Konferenz eine neue multilaterale Verhandlungsrunde eröff-
net werden, an der mit den 135 Mitgliedern der WfO so viele Staaten teilgenom-
men hätten, wie noch nie in der Geschichte des GATT/WTO-Systems. Nach dem 
Scheitern der Ministerkonferenz ist ungewiß, ob und wann es zu einer neuen Ver-
handlungsrunde kommen wird und wie umfangreich deren Tagesordnung sein wird. 
Es ist jedoch zu vermuten, daß die Entwicklung der WfO durch die gescheiterte 
Konferenz keinen dauerhaften Rückschlag erlitten hat. Zukünftige Verhandlungen 
werden zeigen, ob sich eine wirtschaftsliberale Grundüberzeugung weiterhin durch-
setzen kann, oder eine Rückkehr zu nationalen Alleingängen und protektionisti-
schen Politiken eintreten wird. Zwischen weiteren Liberalisierungen und neuem 
Protektionismus besteht als alternative Möglichkeit die Entwicklung von Ansätzen 
eines internationalen Wirtschaftsordnungsrechts, u. a. durch die Vereinbarung von 
sozialen und ökologischen Mindeststandards, die Schaffung eines internationalen 
Wettbewerbs- und Kartellrechts und der wirksameren Unterstützung der weniger 
entwickelten Länder. 

Neben ökonomischen und politischen Auswirkungen haben die Ergebnisse der 
Uruguay Runde und vor allem die Gründung der WfO erhebliche Auswirkungen 
auf die völkerrechtlichen Rahmenbedingungen der internationalen Wirtschaftsbe-
ziehungen gehabt. Die strukturellen und institutionellen Veränderungen des Welt-
handelssystems haben zu einer Verrechtlichung der internationalen Wirtschaftsbe-
ziehungen geführt. Diese Verrechtlichung, um die sich die GATT-VERTRAGSPARTEIEN 
bereits vor und während der Uruguay Runde bemühten, die jedoch durch die Grün-
dung der WfO eine neue Entwicklungsstufe erreichte, hat das gesteigerte Interesse 
der Völkerrechtswissenschaft an der GATT/WTO-Rechtsordnung geweckt. Außer 
der umfangreichen Monographie von Jackson aus dem Jahre 1969 und einigen eher 
praxisorientierten Darstellungen des GATT fand eine völkerrechtliche Befassung 
mit dem GATT-Recht vor 1980 nicht in nennenswerten Umfang statt. Das seitdem 
einsetzende Interesse bezieht sich sowohl auf die Grundlagen als auch auf verschie-
dene Teilbereiche und Einzelprobleme der GATT/WTO-Rechtsordnung. 

Einen besonders prominenten Platz in der rechtlichen Debatte über die GATT/ 
WfO-Ordnung nehmen diejenigen Beiträge ein, die das GATT/WTO-Recht aus 
konstitutioneller Sicht betrachten. Sie versuchen, die Funktionen und die Entwick-
lung des GATT/WTO-Rechts mit verfassungsrechtlichen Begriffen zu beschreiben 
und zu bewerten. Die vorliegende Arbeit greift die konstitutionelle Sicht auf, um sie 
zu analysieren und sich kritisch mit ihr auseinanderzusetzen. Indem dabei die Ent-
wicklung der wro in den ersten fünf Jahren mit einbezogen wird, unterscheidet 
sich diese Arbeit von Untersuchungen, die vor oder kurz nach der Gründung der 
WfO entstanden, und über die weitere rechtliche wie praktische Entwicklung der 
neuen Organisation teilweise noch spekulieren mußten. Die vorliegende Arbeit 
stellt an sich den Anspruch, aus der Auseinandersetzung mit der konstitutionellen 
Perspektive Anregungen für die weitere Entwicklung der Rechtsordnung der WfO 
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zu geben. Auch wenn noch nicht absehbar ist, wie sich die Rechtsordnung der WTO 
im Rahmen einerneuen Verhandlungsrunde und unabhängig davon weiterentwik-
kelt, wird die WfO vor dem Hintergrund der Entwicklung der vergangenen fünf 
Jahre in der nächsten Zeit eine bedeutsame Rolle für die internationalen Wirt-
schaftsbeziehungen spielen. Daraus ergibt sich das gleichbleibende Interesse an der 
Frage, wie und mit welchen Zielen die WfO diese Rolle spielen soll. 

Die Antwort auf diese Frage hängt nicht zuletzt von dem Vorverständnis ab, mit 
dem man sich ihr nähert. Gerade in der Diskussion um Ziel und Zweck des interna-
tionalen Wirtschaftsrechts ist die Klärung des Vorverständnisses angezeigt, da den 
unterschiedlichen Diskussionsbeiträgen oft bestimmte ideologische Überzeugun-
gen zu Grunde liegen, ohne daß dies deutlich gemacht wird. In dem Sammelband 
"Towards an International Economic Law with a Human Face" haben Weiss und de 
Waart ein Vorverständnis beschrieben, das ideologische Voreingenommenheilen 
überwindet und deshalb auch dieser Arbeit zu Grunde liegt. Danach ist die Beschäf-
tigung mit internationalem Wirtschaftsrecht von der Grundüberzeugung geprägt, 
daß Ausgangspunkt der Befassung mit diesem Recht die Bedürfnisse des einzelnen 
Menschen sein sollten.2 Ein derartiges Vorverständnis erfordert eine kritische Ana-
lyse bestehender Rechtsnormen und tatsächlicher Entwicklungen der internationa-
len Wirtschaftsbeziehungen. Dieses Vorverständnis geht weder davon aus, daß Han-
delsliberalisierungen grundsätzlich sinnvoll und Eingriffe in die Wirtschaftsbezie-
hungen nur in Ausnahmefallen zu rechtfertigen sind, noch daß jede Liberalisierung 
einseitig den Interessen der Industrie und staatliche Regulierung der Wirtschaft den 
Interessen der Allgemeinheit dient. 

Internationales Wirtschaftsrecht mit einem "menschlichen Antlitz" bedeutet viel 
eher, daß die Auswirkungen jeder Regulierung und Deregulierung kritisch überprüft 
und auf die Verwirklichung der Bedürfnisse der jeweils Betroffenen bezogen wer-
den müssen. Diese bestimmen sich einerseits dadurch, daß der Mensch als selbstbe-
stimmtes Wesen eigenverantwortlich seine Bedürfnisse erkennen und artikulieren 
kann und andererseits dadurch, daß die Verwirklichung dieser Bedürfnisse grund-
sätzlich nicht ohne eine Gemeinschaft mit anderen möglich ist. Das sich hieraus er-
gebende Spannungsverhältnis zwischen individueller Freiheit und Solidarität mit 
anderen darf weder zugunsten des einzelnen noch zugunsten der Gemeinschaft ein-
seitig aufgelöst werden. Es erfordert stets und in jedem Einzelfall eine Abwägung 
der verschiedenen Interessen untereinander. Das Vorverständnis eines internationa-
len Wirtschaftsrechts mit "menschlichem Antlitz" stimmt insofern auch mit den 
Grundannahmen einer freiheitlich-demokratischen Verfassungsordnung überein. 
Die Abwägung zwischen den Interessen des einzelnen und der Gemeinschaft ge-
schieht im liberalen Verfassungsstaat durch den demokratischen Willensbildungs-
prozeß, der sich an den Grundrechten zu orientieren und diese als Grenze zu beach-
ten hat. Von diesem Vorverständnis sollte deshalb jede konstitutionelle Perspektive 

2 Weiss/de Waart, in: Weiss/Denters/de Waart (eds.), S.2. 

2 Krajewski 


